
 

 

Änderungen der Gesamten Rechtsvorschrift für Prüf- und Begutachtungsstellenverordnung 
nach der 9. Novelle. (Änderungen sind fett dargestellt) 

Änderungen der Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Verkehr, mit der 
Bestimmungen über die Durchführung der besonderen Überprüfung und wiederkehrenden 
Begutachtung von Fahrzeugen sowie über die Prüfung von Fahrtschreibern, Kontrollgeräten und 
Geschwindigkeitsbegrenzern festgelegt werden (Prüf- und Begutachtungsstellenverordnung – PBStV) 
StF: BGBl. II Nr. 78/1998 [CELEX-Nr.: 396L0096] 
 
3. Abschnitt 

Durchführung der Überprüfung und Begutachtung von Fahrzeugen 
 
Mängelgruppen 
§ 10. 2. Leichte Mängel (LM): 
Fahrzeuge mit Mängeln, die keinen nennenswerten Einfluss auf die Verkehrs- und Betriebssicherheit 
des Fahrzeuges haben, nicht übermäßigen Lärm, Rauch, üblen Geruch oder schädliche 
Luftverunreinigungen verursachen und bei denen eine kurzzeitige Abweichung von den gesetzlichen 
Vorschriften hingenommen werden kann. Diese Fahrzeuge weisen dann die Voraussetzung zur 
Erlangung einer Begutachtungsplakette gemäß § 57a Abs. 5 KFG 1967 bzw. der Bestätigung gemäß § 
57 Abs. 6 KFG 1967 auf. Bei Fahrzeugen mit leichten Mängeln ist der Fahrzeuglenker oder 
Zulassungsbesitzer darauf hinzuweisen, dass diese Mängel behoben werden sollten. 
 
§ 10.3. Schwere Mängel (SM): 
Fahrzeuge mit Mängeln, die die Verkehrs- und Betriebssicherheit des Fahrzeuges beeinträchtigen 
oder Fahrzeuge, die übermäßigen Lärm, Rauch, üblen Geruch oder schädliche Luftverunreinigungen 
verursachen. Diese Fahrzeuge weisen nicht die Voraussetzung zur Erlangung einer 
Begutachtungsplakette gemäß § 57a Abs. 5 KFG 1967 bzw. der Bestätigung gemäß § 57 Abs. 6 KFG 
1967 auf. Bei Fahrzeugen mit schweren Mängeln ist der Fahrzeuglenker oder Zulassungsbesitzer 
darauf hinzuweisen, dass das Fahrzeug auf Grund des festgestellten Mangels nicht verkehrs- und 
betriebssicher ist und diese Mängel bei der nächsten in Betracht kommenden Werkstätte behoben 
werden müssen. Weiters ist er darauf hinzuweisen, dass das Fahrzeug noch längstens zwei Monate 
nach dieser Begutachtung jedoch nicht über die auf der bisherigen Plakette angegebenen Frist 
hinausgehend, verwendet werden darf. 
 
§ 10.4. Mängel mit Gefahr im Verzug (GV): 
Fahrzeuge mit Mängeln, die zu einer direkten und unmittelbaren Gefährdung der Verkehrssicherheit 
führen oder mit denen eine unzumutbare Belästigung durch Lärm, Rauch, üblem Geruch oder 
schädliche Luftverunreinigungen verursacht werden. Der Lenker des Fahrzeuges ist darauf 
hinzuweisen, dass das Fahrzeug auf Grund des festgestellten Mangels nicht verkehrs- und 
betriebssicher ist und eine weitere Verwendung des Fahrzeuges eine direkte und unmittelbare 
Gefährdung der Verkehrssicherheit darstellt. Solche Mängel sind umgehend zu beheben. Wird ein 
solcher Mangel im Zuge einer Prüfung an Ort und Stelle gemäß § 58 KFG 1967 festgestellt, so sind im 



Sinne des § 58 Abs. 2 letzter Satz KFG 1967 Zulassungsschein und Kennzeichentafeln abzunehmen. 
Wird ein solcher Mangel im Zuge einer Prüfung an Ort und Stelle gemäß § 58 KFG 1967 oder einer 
technischen Unterwegskontrolle gemäß § 58a KFG 1967 festgestellt, so sind im Sinne des § 58 Abs. 
2 letzter Satz KFG 1967 Zulassungsschein und Kennzeichentafeln abzunehmen. 
 
 (3a) Werden im Zuge der Überprüfung oder Begutachtung eines Fahrzeuges Mängel festgestellt, die 
ein positives Gutachten und die Ausfolgung einer Begutachtungsplakette verhindern, so ist ein 
negatives Gutachten auszustellen. Im Falle einer Wiedervorführung des Fahrzeugs in derselben Prüf- 
oder Begutachtungsstelle innerhalb eines Zeitraumes von vier Wochen gerechnet ab dem Tag nach 
der seinerzeitigen Begutachtung müssen nur die Prüfpositionen neuerlich geprüft werden, bei denen 
diese Mängel festgestellt worden sind, sofern seither nicht mehr als 1 000 km zurückgelegt worden 
sind und das Fahrzeug keine offensichtlichen neuen Mängel, die ein positives Gutachten verhindern, 
aufweist (Nachprüfung). Für das positive Gutachten ist das Datum der Nachprüfung maßgeblich. 

Technische Unterwegskontrollen 

§ 10a. (2) Wird im Zuge einer technischen Unterwegskontrolle auch eine Kontrolle der 
Ladungssicherung vorgenommen, so ist diese von besonders geschulten Organen des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes oder besonders geschulten Prüforganen unter Beachtung der Vorgaben des § 
101 Abs. 1 lit. e KFG 1967 durchzuführen. Das Kontrollverfahren besteht aus einer Sichtprüfung der 
ordnungsgemäßen Anwendung geeigneter Maßnahmen in dem Umfang, der zur Sicherung der 
Ladung erforderlich ist; zusätzlich oder alternativ kann eine Messung der Zugkräfte, eine 
Berechnung der Wirksamkeit der Sicherung und, falls zutreffend, eine Prüfung der 
Bescheinigungen erfolgen. 

(3) Grundsätzlich ist bei der der Ladungssicherung zu beachten, dass die Ladungssicherung 
folgenden, beim Beschleunigen bzw. Abbremsen des Fahrzeugs auftretenden Kräften standhält: 

1. in Fahrtrichtung dem 0,8-Fachen des Gewichts der Ladung, 

2. in seitlicher Richtung dem 0,5-Fachen des Gewichts der Ladung, 

3. entgegen der Fahrtrichtung dem 0,5-Fachen des Gewichts der Ladung, 

und dass sie generell das Kippen oder Umstürzen der Ladung verhindert. 

(4) Festgestellte Mängel bei der Ladungssicherung sind in eine der folgenden Mängelgruppen 
einzustufen: 

1. Geringer Mangel: ein geringer Mangel liegt vor, wenn die Ladung zwar sachgerecht gesichert ist, 
aber möglicherweise ein Sicherheitshinweis angezeigt ist. 

2. Erheblicher Mangel: ein erheblicher Mangel liegt vor, wenn die Ladung nur unzureichend 
gesichert ist und eine erhebliche Verlagerung oder ein Umkippen der Ladung oder von 
Ladungsteilen möglich ist. 

3. Gefährlicher Mangel: Ein gefährlicher Mangel liegt vor, wenn die Verkehrssicherheit aufgrund 
der Gefahr des Verlusts der Ladung oder von Ladungsteilen oder aufgrund einer von der Ladung 
unmittelbar ausgehenden Gefahr unmittelbar beeinträchtigt ist oder wenn Menschen unmittelbar 
gefährdet werden. 



Treten mehrere Mängel gleichzeitig auf, wird die Beförderung in die jeweils höchste Mängelgruppe 
ein-gestuft. Falls sich bei mehreren gleichzeitig auftretenden Mängeln die Wirkungen aufgrund des 
Zusammenwirkens dieser Mängel voraussichtlich gegenseitig verstärken, ist die Beförderung in die 
nächsthöhere Mängelgruppe einzustufen. 

(5) Bei der Bewertung der Mängel kann nach den Vorgaben der Tabelle 1 der Anlage III zur 
Richtlinie 2014/47/EU (im Amtsblatt Nr. L 127 vom 29.4.2014 auf Seite 201 bis 206 wiedergegeben) 
vorgegangen werden, wobei die in dieser Tabelle 1 aufgeführten Werte lediglich Richtwerte 
darstellen und im Rahmen einer Einzelfallbeurteilung als Richtschnur zur Einstufung des gegebenen 
Mangels unter Berücksichtigung der besonderen Umstände – abhängig insbesondere von der Art 
der Ladung und vom Ermessen des Prüfers – dienen sollten. 

 


